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JA 13! – Jetzt!
Dafür steht die JA 13-Kampagne der GEW. Diese Forderung untermauern wir aus 
mehreren Perspektiven: JA 13 – weil Grundschullehrerinnen es verdienen! JA 13 – weil 
alle Lehrkräfte es verdienen! JA 13 – weil gute Pädagogik mehr wert ist! Grundschul
lehrer*innen werden als Beamtinnen noch in einer Mehrheit der Bundesländer nach 
Besoldungsgruppe A12 bezahlt. Damit verdienen sie weniger als ihre Kolleg*innen an 
anderen Schulformen, die meist nach A13 bezahlt werden. In manchen Bundesländern 
werden auch nicht alle Lehrkräfte in der Sekundarstufe I nach A13 bezahlt. Das muss sich 
ändern!

Die gesamte GEW steht hinter dieser Position für Entgeltgleichheit, für gutes Geld für 
gute Arbeit. Die GEW-Landesverbände sind aktiv, machen politisch Druck, mobilisieren 
ihre Mitglieder. Insbesondere im November, im bundesweiten Aktionszeitraum JA 13, 
gibt es kreative und öffentlichkeitswirksame Aktionen vor Landtagen und an anderen 
Orten. Seit 2016 koordinieren wir die GEW-Aktivitäten bundesweit und setzen uns ein 
für gleiches Geld für gleichwertige Arbeit. 

Und damit sind wir erfolgreich: Grundschullehrer*innen werden in Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein mittlerweile in 
Besoldungsgruppe A 13 bzw. Entgeltgruppe E 13 eingruppiert bzw. ein Stufenplan 
vereinbart. In Niedersachen wird der Weg in die Höhergruppierung für Grundschul
lehrer*innen und für Lehrkräfte in der Sekundarstufe I in Form von Zulagen gegangen. 
Die Ausgangslage für die Lehrkräfte in der Sekundarstufe I ist wegen der vielfältigen 
Schulstruktur und den von Land zu Land unterschiedlichen Laufbahnordnungen sehr 
vielschichtig. Anhebungen hat es in den letzten Jahren in mehreren Bundesländern 
gegeben, in anderen wird ohnehin schon nach A 13/E 13 gezahlt.

Sollte es noch eines Beweises bedurft haben, wie unverzichtbar die Arbeit von hoch 
qualifizierten Lehrkräften ist: die Corona-Pandemie hat den Beweis erbracht: Lehrer*innen 
haben dafür gesorgt, dass Bildung nicht aufhört, wenn das Land stillsteht. Das Beklatschen 
von Held*innen reicht nicht aus. In der Schule gilt das ebenso wie in der Pflege. Und: 
Typischerweise beklatscht und mit anerkennenden Worten abgespeist werden (sollen) 
vor allem Heldinnen, auch in Schulen. Die Anerkennung ihrer pädagogischen Professio-
nalität durch die Höhergruppierung in A 13/E 13 ist überfällig!

Allen, die auf dem Weg zu A 13 für Lehrkräfte an Grundschulen und in der Sekundarstufe I 
politisch aktiv sind, geben wir mit dieser Bestandsaufnahme Handwerkszeug an die 
Hand. Wir wünschen euch allen viel Erfolg! Und: vergesst das Feiern nicht, egal, ob es 
sich um den Durchbruch oder um erste Schritte handelt! Sprecht über das, was ihr mit 
gewerkschaftlicher Arbeit und Solidarität erreicht habt. Denn wie schnell kommen 
Kolleginnen und Kollegen neu an die Schulen und meinen, es hätte schon immer A 13 
gegeben? Insofern ist wichtig, immer wieder deutlich zu machen, was Gewerkschaften 
leisten – und wie sinnvoll es ist, sich zu engagieren. 

Frauke Gützkow 
Mitglied des Geschäftsführenden Vorstands der GEW, 
verantwortlich für Frauenpolitik

Frauke Gützkow
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1. Länderkapitel
1.1 Baden-Württemberg

1.2 Bayern

1.1 Baden-Württemberg
Auf einen Blick
• Alle Lehramtsstudiengänge wurden zum Wintersemester 2015/16 auf die Bachelor- und Masterstruktur umge-

stellt. Die Regelstudienzeit für das Lehramt Grundschule beträgt acht Semester, für alle anderen sind es zehn 
Semester. Das alte Lehramt Grund- und Hauptschule gibt es seither nicht mehr.

• Lehrer*innen mit der Befähigung für das Lehramt an Grund- und Hauptschulen und für das neue Lehramt an 
Grundschulen werden nach A 12 besoldet.

• Hauptschullehrkräfte, die überhälftig seit mehreren Jahren an einer Realschule oder Gemeinschaftsschule arbei-
ten, können sich für das Haupt-/Werkreal-/Realschullehramt in A 13 qualifizieren. Wer entsprechend an einem 
Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ, ehemals Sonderschule) überhälftig unterrichtet, 
kann sich für das Lehramt Sonderpädagogik in der Besoldungsgruppe A 13 qualifizieren. Diese Qualifizierung 
erfolgt berufsbegleitend. Im Schuljahr 2016/17 starteten die ersten Hauptschullehrkräfte mit dem Lehrgang für 
einen horizontalen Laufbahnwechsel (HoLa).

• Hauptschullehrkräfte an Werkrealschulen können sich außerdem in vier Semestern für das Lehramt Sonder-
pädagogik in A 13 weiterqualifizieren. Für dieses berufsbegleitende Studium wird eine unzureichende Deputats-
anrechnung gewährt. In der Folge brechen viele ihr Studium ab.

• Hauptschullehrkräften, die an ihrer Haupt-/Werkrealschule bleiben, verweigert die Landesregierung die Mög-
lichkeit, A 13 zu bekommen.

• Absolvent*innen des lehramtsbezogenen Masterstudiengangs für das Lehramt Werkreal-, Haupt- und Real-
schule werden in A 13 eingruppiert.

Status Quo

Die Lehrer*innenbildung in Baden-Württemberg (BW) 
beginnt im Allgemeinen mit dem Studium an einer 
Pädagogischen Hochschule (Grundschullehramt, das 
Lehramt Sekundarstufe I und Sonderpädagogik) oder an 
einer Universität (Lehramt Gymnasium und an Beruflichen 
Schulen). Am 3. Dezember 2013 beschloss der Ministerrat 
Eckpunkte für eine umfassende Reform der Lehrerbil-
dung. Alle Lehramtsstudiengänge wurden auf die 
Bachelor- und Masterstruktur umgestellt. Zum WS 
2018/19 starteten in Baden-Württemberg die lehramts-
bezogenen Masterstudiengänge. Die passenden 
Bachelorstudiengänge gibt es bereits seit dem WS 
2015/16. Der Zugang zu einem lehramtsbezogenen 
Masterstudiengang setzt den Nachweis über den 
Abschluss eines lehramtsbezogenen Bachelorstudien-
gangs voraus, der Studienanteile von zwei Fachwissen-
schaften und ihren Fachdidaktiken, Bildungswissenschaf-

ten und schulpraktische Studien umfasst. Es zeichnet sich 
Ende 2018 ab, dass aufgrund der schlechten Studienbe-
dingungen (überfüllte Lehrveranstaltungen) eine 
Mehrheit der Studierenden den Bachelor nicht innerhalb 
des vorgesehenen Zeitraums abschließen konnte. Das 
wird den Lehrkräftebedarf weiter verschärfen. In der 
Folge der Umstrukturierung wurde am 6. Juli 2015 vom 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Wissenschaft und Kunst die 
Rechtsverordnung des Kultusministeriums über Rahmen-
vorgaben für die Umstellung der allgemein bildenden 
Lehramtsstudiengänge an den Pädagogischen Hochschu-
len, den Universitäten, den Kunst- und Musik-hochschulen 
sowie der Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg auf 
die gestufte Studiengangstruktur mit Bachelor- und 
Masterabschlüssen der Lehrkräfteausbildung in 
Baden-Württemberg (Rahmenvorgabenverordnung 
Lehramtsstudiengänge - RahmenVO-KM)1 vom 27. April 
2015 im Gesetzblatt veröffentlicht.

1  http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/532/page/bsbawueprod.psml;jsessionid=D4DF2ADC30816AD4BE92F935CFCA2C5E.jp81?pid=Dokumentanzei
ge&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-LehrRahmenVBWrahmen&doc.
part=X&doc.price=0.0#focuspoint.
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1.2 Bayern
Auf einen Blick
• Zwar wurde die Lehrer*innenbildung in Bayern im Hinblick auf das europaweite Bachelor-/Mastersystem modi-

fiziert, das Staatsexamen bleibt jedoch als Abschluss des Lehramtsstudiums (je nach Lehramt nach sieben bis 
neun Semestern) nach wie vor Voraussetzung. Der Vorbereitungsdienst dauert für alle Lehrämter 24 Monate.

• Die alte Schulform Hauptschule heißt seit mehreren Jahren Mittelschule. Sie kann – muss aber nicht – auch zum 
mittleren Schul abschluss führen.

• Grund- und Mittelschullehrer*innen werden in Bayern als Beamt*innen nach der Besoldungsgruppe A 12, als 
angestellte Lehrkraft nach E 11, bezahlt. Damit verdienen sie weniger als ihre Kolleg*innen an anderen Schul-
formen, die meist nach A 13/E 13 oder höher bezahlt werden. Jedoch gibt es die Möglichkeit der funktionslosen 
Beförderung aus A12Z (Z=Zulage) auf A13/E13. Dies betrifft jedoch nur einen kleinen Teil der Kolleg*innen.

• Die GEW Bayern fordert bundesweit eine Anhebung der Eingangsbesoldung für alle Lehrämter auf A 13 bezie-
hungsweise für Tarifbeschäftigte auf E 13.

• Für die Fachlehrer*innen an Grund- und Mittelschulen in Bayern wird gefordert, das Einstiegsgehalt auf A 11/
E11 anzuheben.

Status Quo

Bayern modernisierte die Lehrer*innenbildung und 
modifizierte die Studiengänge für das Lehramt im Hinblick 
auf das europaweite Bachelor-/Mastersystem. Das 
Staats- examen ist jedoch als Abschluss des Lehramtsstu-
diums und für die Lehrtätigkeit an den Schulen nach wie 
vor Voraussetzung7. Von Anfang an umfasst das 
Lehramts studium sowohl die Fachwissenschaften als auch 
die Fachdidaktik, die Erziehungswissenschaften und 
Schulpraktika. Das Lehramtsstudium schließt mit der 
Ersten Lehramtsprüfung ab, die aus zwei Teilen besteht: 
Aus den Ergebnissen der Modulprüfungen während des 
Studiums und aus dem Ersten Staatsexamen. Seit dem 
Winter semester 2010/11 entsprechen alle Lehramtsstudi-
engänge in Bayern diesen Vorgaben (Angaben Bayerisches 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst – StMWK). 

In Bayern wird die Lehramtsausbildung durch das 
Bayerische Lehrerbildungsgesetz (BayLBG)8 von 1995 
(zuletzt geändert am 26. März 2019) geregelt. Es werden 
die folgenden Lehrämter ausgebildet: Das Lehramt an 
Grundschulen (7 Semester), Lehramt an mittelschulen 
(7 Semester), Lehramt an Realschulen (7 Semester), 
Lehramt an Gymnasien (9 Semester), Lehramt an 
berufl ichen Schulen (9 Semester) und das Lehramt für 

Sonderpädagogik (9 Semester) (Artikel 2 BayLBG). Das 
Universitätsstudium dauert je nach Lehramt 7 bis 9 
Semester und endet mit dem 1. Staatsexamen. Danach 
folgt das zweijährige Referendariat, welches mit dem 2. 
Staatsexamen abschließt. 

Nach Artikel 6 Absatz 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG)9 gliedern 
sich die allgemein bildenden Schulen in:

• die Grundschule (umfasst die Jahrgangsstufen 1 bis 4 
(Artikel 7 Absatz 2 BayEUG)), 

• die mittelschule (sie baut auf der Grundschule auf und 
umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 9 und, soweit ein 
Mittlere-Reife-Zug oder eine Vorbereitungsklasse für 
den Erwerb des mittleren Schulabschlusses eingerichtet 
ist, auch die Jahrgangsstufe 10 (Artikel 7a Absatz 2 
BayEUG)),

• die Realschule (umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 10, 
Realschulen zur sonderpädagogischen Förderung auch 
weitere Jahrgangsstufen. Sie baut auf der Grundschule 
auf und verleiht nach bestandener Abschlussprüfung 
den Realschulabschluss (Artikel 8 Absatz 2 BayEUG)),

7  In Ergänzung zu den bisherigen Lehramtsstudiengängen mit dem Abschluss Staatsexamen werden seit dem Wintersemester 2015/2016 die Studiengänge 
Bachelor und Master of Education für die naturwissenschaftlich-mathematischen Fächerkombinationen des vertieften Lehramtsstudiums angeboten.

8 http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayLBG/true.
9 http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEUG.

13BAyERN

Auf dem Weg zu A 13: Eine Bestandsaufnahme in den Bundesländern

Auf dem Weg zu A 13: Eine Bestandsaufnahme in den Bundesländern

LÄNDERKAPITEL4



1.3 Berlin

1.4 Brandenburg

1.3 Berlin
Auf einen Blick
• Mit dem Lehrkräftebildungsgesetz von 2014 wurde die Studiendauer der Lehrämter angeglichen. Auf dieser 

Grundlage erfolgt seit 2017 die gleiche Besoldung bzw. tarifliche Eingruppierung von Lehrkräften verschiedener 
Schulformen.

• Berlin beschäftigt neue Lehrkräfte grundsätzlich im Angestelltenverhältnis.

• Seit dem Schuljahr 2017/18 werden alle Grundschullehrkräfte, die nach dem neuen Lehrkräftebildungsgesetz ab 
August 2014 ihr Referendariat begonnen haben, nach E 13 vergütet.

• Gemeinsam mit Bildungssenatorin Sandra Scheeres (SPD) verkündete die GEW Berlin auf einer Pressekonferenz 
am 8. Mai 2018 die Höhergruppierung aller Grundschullehrkräfte in die Entgeltgruppe E 13 zum 1. August 2019. 

• In die Höhergruppierung werden auch alle Lehrkräfte mit einem Wahlfach an anderen Schulformen, die „Lehr-
kräfte unterer Klassen“ und die Sonderschullehrkräfte mit DDR-Ausbildung einbezogen.

• Der Berliner Senat beschloss am 18. Dezember 2018 die Änderung der Bildungslaufbahnverordnung und 
schaffte damit die rechtlichen Grundlagen für die Höhergruppierung in die Entgeltgruppe E 13 bzw. den Lauf-
bahnwechsel in das Amt A 13.

Status Quo

Das Gesetz über die Aus-, Fort- und Weiterbildung der 
Lehrer*innen im Land Berlin (Lehrkräftebildungsgesetz – 
LbiG)12 in der Fassung vom 7. Februar 2014 sieht das 
Studium und den Vorbereitungsdienst in der Form der 
Berliner Schulstruktur vor. Es werden (nur noch) drei 
Lehrämter in Berlin ausgebildet: Das Lehramt an Grund-
schulen, Lehramt an Integrierten Sekundarschulen (ISS) 
und Gymnasien sowie das Lehramt an beruflichen 
Schulen (§2 Absatz 2 LbiG). Es wird kein Lehramt für 
Sonderpädagogik angeboten, in allen Lehrämtern können 
sonderpädagogische Fachrichtungen gewählt werden (§5 
LbiG). Das Lehramtsstudium schließt mit einem Bachelor 
of Education (3 Jahre = 6 Semester) und einem darauf auf-
bauenden Master of Education (2 Jahre = 4 Semester) mit 
insgesamt 300 ECTS-Punkten (§5 Absatz 1 LbiG). Das 
darauffolgende Referendariat ist für alle Lehrämter auf 
18 Monate angelegt (§10 Absatz 1 LbiG). 

Das aktuelle Schulgesetz für das Land Berlin (SchulG)13 
wurde zuletzt am 9. April 2019 geändert. Nach §17 Absatz 
1 SchulG, gliedert sich die Schule in Berlin nach Jahrgangs-
stufen, Schulstufen und Schularten. Die Jahrgangsstufen 1 
bis 6 bilden die Primarstufe (Grundschule), die Jahrgangs-
stufen 7 bis 10 die Sekundarstufe I; die gymnasiale 

Oberstufe und die beruflichen Schulen bilden die 
Sekundarstufe II. Das Schulgesetz sieht die Schulformen 
Grundschule, weiterführende allgemeinbildende Schulen 
(Integrierte Sekundarschulen und Gymnasien), Berufliche 
Schulen und Schulen mit sonderpädagogischem Förder-
schwerpunkt (Sonderschulen) vor. Grundschulen, ISS und 
Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 
können organisatorisch und pädagogisch als Verbund 
auftreten.

Besoldungsrechtliche Zuordnungen

Berlin beschäftigt neue Lehrkräfte grundsätzlich im 
Angestelltenverhältnis. Die Vergütung angestellter 
Lehrkräfte in Berlin erfolgt auf der Grundlage des Tarifver-
trages für den öffentlichen Dienst der Länder und des TV 
EntgO-L, der wiederum auf die laufbahn- und besoldungs-
rechtlichen Regelungen für den Schuldienst Bezug nimmt. 
Berlin zahlt aufgrund seines Lehrer*innenmangels allen 
Berufsanfänger*innen mit voller Lehramtsbefähigung 
übertariflich von Anfang an die höchste Erfahrungsstufe 5 
(auch „Stufe-5-Regelung“ genannt; sonst wird jene Stufe 
erst nach 10 Jahren erreicht). Wenn verbeamtete 
Lehrer*innen aus einem anderen Bundesland nach Berlin 
wechseln, behalten die Lehrkräfte ihren Beamtenstatus 

12 http://gesetze.berlin.de/jportal/?quelle=jlink&query=LehrBiG+BE&psml=bsbeprod.psml&max=true&aiz=true.
13 http://gesetze.berlin.de/jportal/?quelle=jlink&query=SchulG+BE&psml=bsbeprod.psml&max=true&aiz=true.
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1.4 Brandenburg
Auf einen Blick
• Mit der Verabschiedung des neuen Lehrerbildungsgesetzes im Jahr 2012 fand eine Angleichung der Studien-

dauer der Lehrämter statt.

• Verhandlungen zwischen der GEW Brandenburg und der Landesregierung führten zu dem Ergebnis, dass Lehr-
kräfte mit den Lehrämtern für die Sekundarstufe I und das schulstufenübergreifende Lehramt Sekundarstufe I/
Primarstufe seit 1. August 2017 nach A 13/E 13 bezahlt werden. Die Eingruppierung gilt auch für vergleichbare 
Lehrkräfte mit einer Ausbildung nach dem Recht der DDR. Gleichzeitig strich das Land Brandenburg den bisher 
für die Eingruppierung notwendigen Verwendungsanspruch.

• Im Rahmen weiterer Attraktivitätsgespräche im November 2017 wurde festgelegt: Spätestens zum 1. August 
2020 werden alle Lehrkräfte, die bisher in A 11 bis A 12 eingruppiert sind, in die Besoldungsgruppe A 13 gehoben. 
Dabei ist die Gleichstellung der Lehrer*innen im Land Brandenburg im Fokus der Verhandlungen gewesen; 
neben den neuen Lehrämtern werden auch die Lehrkräfte mit den Abschlüssen der DDR gleichbehandelt.

• Der Landtag hat mit dem Besoldungsgesetz 2018 die vorangegangenen Vereinbarungen mit der GEW zur 
Hebung der Lehrkräfte gesetzlich umgesetzt.

• Zum 1. Januar 2019 wurden vor allem in den Bereichen Grundschule und Sekundarstufe I viele Lehrkräfte in die 
A 13/E 13 bzw. in die A 12/E 11 gehoben. Gleichzeitig wird die Beförderung der Grundschullehrkräfte (LUK) von 
A 12 nach A 13 bzw. E 11 nach E 13 zum 1. August 2020 gesetzlich vorgenommen.

• Seit dem 1. August 2020 sind alle Lehrkräfte mit einer Lehrberechtigung nach dem Recht der ehemaligen DDR 
(LUK) in die Besoldungsgruppe A 13/ Entgeltgruppe E 13 befördert worden.

• Aktuell arbeitet die GEW Brandenburg an Vorschlägen für eine beamtenrechtliche Laufbahn für Lehrkräfte mit 
Seiteneinstieg.

Status Quo

Seit 2012 werden die folgenden Lehrämter in Branden-
burg ausgebildet: Das Lehramt Primarstufe, Lehramt 
Sekundarstufe I und II (allgemeinbildende Fächer), 
Lehramt Sekundarstufe II (berufliche Fächer) und das 
Lehramt Förderpädagogik (§2 Absatz 1 Brandenburgi-
sches Lehrerbildungsgesetz - BbgLeBiG)17. Das Lehramts-
studium schließt für alle mit einem Bachelor of Education 
(3 Jahre = 6 Semester) und einem darauf aufbauenden 
Master of Education (2 Jahre = 4 Semester) mit insgesamt 
300 ECTS-Punkten (§3 Absatz 2 BbgLeBiG). Das darauf-
folgende Referendariat ist auf 18 Monate angelegt  
(§5 Absatz 2 BbgLeBiG). 

Die Schulen im Land Brandenburg sind nach Schulstufen 
und Jahrgangsstufen gegliedert. Die Jahrgangsstufen 1 bis 
6 bilden die Primarstufe, die Leistungs- und Begabungs-

klassen sowie die Jahrgangsstufen 7 bis 10 die Sekundar-
stufe I und die gymnasiale Oberstufe sowie die beruflichen 
Schulen die Sekundarstufe II (§16 Absatz 1 Brandenbur-
gisches Schulgesetz - BbgSchulG in der Fassung vom  
2. August 2002)18. Nach §16 Absatz 2 BbgSchulG sind die 
Schulformen: 
1. die Grundschule,
2. als weiterführende allgemein bildende Schulen

a. die Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe 
(Gesamtschule),

b. das Gymnasium und
c. die Oberschule,

3. das Oberstufenzentrum (...),
4. die Förderschule und
5. die Schule des Zweiten Bildungsweges (...)

Die Schulformen mit Ausnahme des Oberstufenzentrums 
sind allgemein bildende Schulen. Oberstufenzentren 
werden in Abteilungen gegliedert.

17 https://bravors.brandenburg.de/gesetze/bbglebig.
18 https://bravors.brandenburg.de/gesetze/bbgschulg.
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1.5 Bremen

1.6 Hamburg

1.5 Bremen
Auf einen Blick
• In Bremen fand eine Angleichung der Studiendauer der Lehrämter statt: Das Lehramtsstudium wird mit einem 

sechssemestrigen Bachelorstudium und einer darauf aufbauenden viersemestrigen Masterausbildung abge-
schlossen. Der Vorbereitungsdienst dauert für alle Lehrämter 18 Monate.

• Lehrer*innen mit Lehrbefähigung für die Primarstufe und die Sekundarstufe I an allgemeinbildenden Schulen 
werden in Bremen in die Besoldungsstufe A 12 als Eingangsamt eingeordnet. Für alle übrigen Bereiche gilt die 
Besoldungsstufe A 13 als Eingangsamt.

• Als Erfolg der GEW ist zu verbuchen, dass die Bremische Bürgerschaft mit Wirkung zum 1. Juli 2017 die vor Jahr-
zehnten für Lehrkräfte gestrichene „Allgemeine Stellenzulage“ zumindest für Kolleg*innen in den Besoldungs-
gruppen A 12 und A 12a wieder eingeführt hat (bei Vollzeit monatlich damals 87,21 Euro).

• Seit Ende August 2018 fordert die GEW betroffene Kolleg*innen auf, eine amtsangemessene Alimentation gel-
tend zu machen und Widerspruch gegen die Besoldungsmitteilung für den Monat Mai 2018 einzulegen.

• Die Bremische Bürgerschaft hat beschlossen, dass alle Lehrer*innen ab dem 1. August 2021 nach A 13 besoldet 
werden. Die Besoldung wird in den Jahren 2019 und 2020 über Zulagen angenähert. Durch die Höhergruppierung 
gibt es für die Kolleg*innen bis zu 26 Prozent mehr Geld. So erhalten z.B. Berufseinsteiger*innen in der Primar-
stufe ab 1. August 2021 jährlich fast 11.000 Euro brutto mehr als zu Beginn des Jahres 2019. 

• Auch im Tarifbereich wird es Zulagen (in drei Stufen) in gleicher Höhe wie bei den Beamt*innen geben, was 
auf eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe E 13 zum 1. August 2021 hinausläuft. Die GEW macht sich für eine 
sofortige Eingruppierung in die E 13 stark, um ggf. Verluste durch Stufenlaufzeiten zu verhindern.

Status Quo

In Bremen wird das Lehramtsstudium durch das Bremische 
Ausbildungsgesetz für Lehrämter (BremLAG)21 von 2006 
(zuletzt geändert am 5. März 2019) bestimmt. Es sieht das 
Lehramt an Grundschulen, Lehramt an Gymnasien/
Oberschulen, Lehramt an berufsbildenden Schulen und 
das Lehramt für Inklusive Pädagogik/Sonderpädagogik 
vor (§1 Absatz 1 BremLAG). Das Lehramt an Grundschulen 
befähigt auch zum Unterricht in den Jahrgangsstufen 5 bis 
6, das Lehramt für Gymnasien auch zum Unterricht in den 
allgemeinbildenden Fächern der berufsbildenden Schulen, 
das Lehramt an berufsbildenden Schulen befähigt auch 
zum Unterricht in den Jahrgangsstufen 7 bis 13 der Ober-
schule sowie in den Jahrgangsstufen 7 bis 12 des 
Gymnasiums (§1 Absatz 2 BremLAG). 

Das Lehramtsstudium besteht aus einem sechssemestri-
gen Bachelorstudium mit berufspraktischen und berufs-

feldbezogenen Anteilen und einer darauf aufbauenden 
viersemestrigen Masterausbildung (Master of Education) 
(§4 Absatz 2 BremLAG). Der Vorbereitungsdienst dauert 
für alle Lehrämter 18 Monate (§6 Absatz 4 BremLAG).

Das Bremische Schulgesetz (BremSchulG)22 von 2005 
(zuletzt geändert am 26. Juni 2018) bestimmt die Schul-
struktur. Nach §16 Absatz 1 lassen sich die Schularten für 
die allgemeinbildenden Schulen aufteilen in die Grund-
schule, die Oberschule, das Gymnasium und die Schule 
für Erwachsene. Die Schulstufen gliedern sich wie folgt:

(1) Die Primarstufe umfasst die Jahrgangsstufen 1 bis 4.
(2)  Die Sekundarstufe I umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 

10, im achtjährigen zum Abitur führenden Bildungs-
gang die Jahrgangsstufen 5 bis 9.

(3)  Die Sekundarstufe II umfasst die Gymnasiale Oberstufe 
und die Bildungsgänge der berufsbildenden Schulen.

21  https://www.transparenz.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen2014_tp.c.88748.de&asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_
meta_detail_d.

22  ebda.
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1.6 Hamburg
Auf einen Blick
• Seit 2015 kämpft die GEW Hamburg verstärkt dafür, alle Grund- und Mittelstufenlehrkräfte, die eine vollstän dige 

Lehrer*innenausbildung mit erstem und zweitem Staatsexamen haben, wie alle anderen Lehrkräfte nach A 13Z 
bzw. E 13 zu bezahlen.

• Am 22. September 2020 hat der Senat in erster Lesung den A13-Gesetzesentwurf beraten. Im Anschluss star-
tete das Beteiligungsverfahren der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften, die dazu Stellung nehmen.

• Das von den GEW-Landesverbänden Bremen und Hamburg in Auftrag gegebene Rechtsgutachten von Prof. Dr. 
Brinktrine besagt, dass die schlechtere Bezahlung der Grund- und Mittelstufenlehrkräfte in Hamburg nicht mit 
dem Grundgesetz vereinbar ist. Auf dieser Grundlage wird beraten, ob und wie auf dem Klageweg das Ziel wei-
terverfolgt wird. Eine Gesetzesvorlage ist zurzeit in der parlamentarischen Beratung.

• In der Rahmenvereinbarung zur Sicherung des Schulfriedens einigen sich die vier Parteien SPD, Grüne, CDU und 
FDP u.a. darauf, die Besoldung für Grund- und Mittelstufenlehrkräfte in drei Schritten bis 1. August 2023 auf 
A 13Z zu erhöhen. Dazu liegt eine offizielle Ankündigung des Hamburger Senats vor. Eine Gesetzesvorlage wird 
es aller Voraussicht nach nicht vor Ende 2020 geben. Das Gesetz soll nun umgesetzt werden: 
Konkrete Planung:  1. Zulagen: zum 1. August 2021 150 Euro, zum 1. August 2022 300 Euro  

2. Ausbringung des Amtes „Studienrat“ A13 für die Lehramtstypen 1–3 zum 1. August 2023  
3. Entsprechend Anhebung der Beförderungsämter wg. Abstandsgebot

Status Quo

Der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule im Land 
Hamburg beruht allein auf den einfach-gesetzlichen 
Regelungen des Hamburgischen Schulgesetzes (HmbSG 
– zuletzt geändert am 31. August 2018)25, denn die Verfas-
sung der Freien und Hansestadt Hamburg (HmbVerf – zu-
letzt geändert am 20. Juli 2016) enthält keine schul-
spezifischen Regelungen.

Nach §11 Absatz 2 HmbSG gliedert sich das Schulwesen in 
die folgenden Jahrgangsstufen: Die Jahrgangsstufen 1 bis 
4 bilden die Primarstufe, die Jahrgangsstufen 5 bis 10 die 
Sekundarstufe I, die Jahrgangsstufen 11 bis 13 und die 
beruflichen Schulen die Sekundarstufe II.

Die Schulformen teilen sich auf in
(1)  die Grundschule (Jahrgangsstufe 1 bis 4 (§4 Absatz 1 

HmbSG)), 
(2)  die Stadtteilschule (Jahrgangsstufen 5 bis 13. Die 

Jahrgangsstufe 11 bildet die Vorstufe, die Jahrgangs-
stufen 12 und 13 bilden die Studienstufe der Oberstufe 
(§15 Absatz 1 HmbSG)),

(3)  die Oberstufe (Gymnasien und Stadtteilschulen führen 
eine eigene Oberstufe. Sie können untereinander und 
schulformübergreifend kooperieren (§16 HmbSG)),

(4)  das Gymnasium (Jahrgangsstufen 5 bis 12. Die Jahr-
gangsstufen 5 und 6 bilden als pädagogische Einheit 
die Beobachtungsstufe. Sie bereitet auf den weiteren 
Besuch des Gymnasiums vor und schafft eine Grund-
lage für die Entscheidung über die weiterführende 
Schulform. Die Jahrgangsstufen 7 bis 10 bilden die 
Mittelstufe. Die Einführung in die Oberstufe beginnt in 
der Jahrgangsstufe 10. Die Jahrgangsstufen 11 und 12 
bilden die Studienstufe der Oberstufe (§17 Absatz 1 
HmbSG)),

(5) die Sonderschule (§19 Absatz 1 HmbSG),
(6) die Berufsschule (§20 Absatz 1 HmbSG).

Ein spezifisches Lehrer*innenausbildungsgesetz existiert 
in Hamburg (noch) nicht. Im Land Hamburg sind die 
folgenden Verordnungen für die Laufbahnen von 
Lehrkräften und damit für ihre Ausbildung von Bedeutung: 
Die erste entscheidende normative Regelung findet sich 
im Hamburgischen Beamtengesetz (HmbBG)26. Diese 
Regelung wird zweitens durch die Verordnung über die 

25  http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml;jsessionid=F41AE2BEB1483FC19A34D0BD683ACEAE.
jp16?showdoccase=1&st=null&doc.id=jlr-SchulGHArahmen&doc.part=X&doc.origin=bs.

26  http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?showdoccase=1&st=null&doc.id=jlr-BGHA2009rahmen&doc.part=X&doc.
origin=bs.
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1.7 Hessen

1.8 Mecklenburg-Vorpommern

1.7 Hessen
Auf einen Blick
• Die Regelstudienzeit für die Lehrämter in Hessen variiert zwischen dreieinhalb und viereinhalb Jahren. Der Vor-

bereitungsdienst dauert für alle Lehrämter 21 Monate.

• Nur Grundschullehrkräfte werden in Hessen nach A 12 besoldet, alle anderen Lehrkräfte sind im Eingangsamt 
der Besoldungsgruppe A 13 zugeordnet.

• Das Hessische Kultusministerium kündigte am 20. märz 2017 an, dass es aufgrund des Mangels an Grundschul- 
und Förderschullehrkräften in hessischen Schulen Weiterbildungsmaßnahmen für Lehrkräfte anderer Lehrämter 
einrichten will. Die Weiterbildungsmaßnahmen werden zwar weiterhin angeboten, laufen aber aus Sicht der 
GEW Hessen zunehmend ins Leere. Es wurden seither vermehrt sogenannte TV-Hessen-Kräfte eingestellt, die 
befristet beschäftigt werden, und nicht immer über eine abgeschlossene Ausbildung, z.B. eine große Anzahl von 
Lehramtsstudierenden. Seit Frühjahr 2020 erhalten Gymnasiallehrkräfte über Abordnung an Grundschulen dann 
eine bevorzugte Einstellung in den Hessischen Schuldienst, wenn sie sich bereit erklären, für vier Jahre in einer 
Grundschule in Teilzeitanteilen zu arbeiten. 

• Die GEW Hessen hat die Besoldung von Grundschullehrkräften zwischen den Bundesländern analysiert und 
dabei festgestellt, dass Hessen inzwischen bei der Besoldung deutlich unter dem Bundesdurchschnitt liegt.

• Die Anpassung der Lehrer*innenbildung an neue Herausforderungen wie Inklusion, Ganztagsschule und Sprach-
förderung ist aus Sicht der GEW Hessen überfällig.

Status Quo

In Hessen wird das Lehramtsstudium durch das Hessisches 
Lehrerbildungsgesetz (HLbG)31 von 2011 (zuletzt geändert 
am 5. Februar 2016) bestimmt. Es sieht das Lehramt an 
Grundschulen (§10 HLbG), Lehramt an Hauptschulen und 
Realschulen (§11 HLbG), Lehramt an Gymnasien (§12 
HLbG), Lehramt an beruflichen Schulen (§13 HLbG) und 
das Lehramt an Förderschulen (§14 HLbG) vor. Die 
Lehramtsstudiengänge werden inhaltlich und organisa-
torisch in Module gegliedert, die die Vergleichbarkeit, 
Gleichwertigkeit und Überprüfbarkeit von Inhalten und 
Anforderungen der Lehramtsstudiengänge gewährleisten 
sollen. Die Regelstudienzeit für das Lehramt an Grund-
schulen und das Lehramt an Haupt- und Realschulen 
beträgt dreieinhalb Jahre (§10 Absatz 2 HLbG/§11 Absatz 
2HLbG). Für das Lehramt an Gymnasien und Förderschu-
len beträgt es viereinhalb Jahre (§12 Absatz 2 HLbG/§14 
Absatz 2HLbG). Das Studium für das Lehramt an 
beruflichen Schulen wird durch einen akkreditierten 
(viersemestrigen) Masterabschluss nachgewiesen (§13 
Absatz 1 HLbG). Der Vorbereitungsdienst dauert für alle 
Lehrämter 21 Monate (§38 Absatz 1 HLbG).

Nach §11 des Hessisches Schulgesetz (Schulgesetz - 
HSchG)32 von 2017 (zuletzt geändert am 3. Mai 2018) ist 
die Organisation nach Schulstufen und Schulformen im 
Land Hessen wie folgt gegliedert:

(2) Die Jahrgangsstufen 1 bis 4 bilden die Grundstufe 
(Primarstufe), die Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder 10 die 
Mittelstufe (Sekundarstufe I) und die anschließenden drei 
Jahrgangsstufen des gymnasialen Bildungsganges sowie 
die beruflichen Schulen die Oberstufe (Sekundarstufe II). 
Schulen für Erwachsene haben die Aufgabe, den Erwerb 
von Abschlüssen der allgemein bildenden Schulen der 
Sekundarstufen nachträglich zu ermöglichen.

(3) Schulformen sind:
1. als allgemein bildende Schulen

a) die Grundschule,
b) die Hauptschule,
c) die Realschule,
d) das Gymnasium,
e) die schulformübergreifende (integrierte) Gesamt-

schule,
f) die schulformbezogene (kooperative) Gesamtschule,

31 http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?xid=448423,1.
32  http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=154928827728851481&sessionID=1138539577696968554&templateID=document&source=ht

ilist&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=169561,1,20180525&highlighting=on&hlt=#hlt_ank.
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1.8 mecklenburg-Vorpommern
Auf einen Blick
• Die Regelstudienzeit, innerhalb derer das Lehramtsstudium in Mecklenburg-Vorpommern abgeschlossen 

wer den soll, umfasst für das Lehramt für Sonderpädagogik neun Semester, für alle anderen Lehrämter zehn 
Semester.

• Grundschullehrkräfte sind wie alle anderen Lehrkräfte in die Besoldungsgruppe A 13 (Tarifrecht: E 13) eingrup-
piert.

• Die neue Bildungsministerin Bettina Martin (SPD) hat am 27. Juni 2019 im Rahmen der Haushaltsberatung ange-
kündigt, alle Grundschullehrkräfte vom Schuljahr 2020/21 mit A 13/E 13 zu vergüten. Seit dem 1. August 2020 
werden Lehrkräfte an Grundschulen entsprechend der A 13/E13 vergütet.

• Die GEW Mecklenburg-Vorpommern hat zum Schuljahresbeginn 2019/2020 eine große Kampagne „Personal-
EntwicklungsKonzept – Gute Schule in M-V“ gestartet. A 13/E 13 für alle Lehrer*innen als Regeleingruppierung 
ist eine der Forderungen; im Kern geht es dabei auch um die Gleichbehandlung von tarifbeschäftigten und 
verbeamteten Lehrkräften. 

• Aktuell setzt sich die GEW deshalb weitergehend für die stufengleiche Eingruppierung der tarifbeschäftigten 
Lehrkräfte ein.

Status Quo

Das Gesetz über die Lehrerbildung in Mecklenburg-Vor-
pommern (Lehrerbildungsgesetz – LehbildG M-V)34 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. November 2014 
bestimmt, welche Lehrämter in dem Land ausgebildet 
werden: Das Lehramt an Grundschulen (Klassenstufen 
1–4), Lehramt an Regionalen Schulen (Klassenstufen 
5–10), Lehramt an Gymnasien (Klassenstufen 5–12/13), 
das Lehramt für Sonderpädagogik (§6 Absatz 1 LehbildG 
M-V) und das Lehramt an beruflichen Schulen.

Die Regelstudienzeit, innerhalb derer das Studium 
abgeschlossen werden soll, umfasst für das Lehramt für 
Sonderpädagogik neun Semester, für alle anderen 
Lehrämter zehn Semester. (§5 Absatz 2 LehbildG M-V, 
geändert am 18. Juni 2020). Lehramtsstudiengänge 
werden mit der Ersten Staatsprüfung für ein Lehramt 
abgeschlossen, nur das Lehramt an beruflichen Schulen 
wird mit einem Masterstudium beendet. 

Der Vorbereitungsdienst umfasst für alle Lehrämter eine 
Dauer von 18 Monaten und schließt mit der Zweiten 
Staatsprüfung ab (§12 Abs. 1, §13 Abs. 1 LehbildG M-V). 
Nach §12 Absatz 2 des Schulgesetzes für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (Schulgesetz – SchulG M-V)35, 
in der Fassung von 2010 und zuletzt geändert am 2. 
Dezember 2019, gliedern sich die allgemein bildenden 
Schulen in: Die Grundschule, die Regionale Schule, das 
Gymnasium, die Kooperative Gesamtschule36, die 
Integrierte Gesamtschule37 und die Förderschule.

Besoldungsrechtliche Zuordnungen

Bereits seit August 2013 können Referendar*innen in 
Mecklenburg-Vorpommern während des Vorbereitungs-
dienstes zu Beamten auf Widerruf ernannt werden. Seit  
1. August 2014 stellt das Land auch Lehrer*innen als 
Beamt*innen in den Schuldienst ein, sofern sie die 
notwendigen Voraussetzungen erfüllen. Dazu zählt neben 

34 http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-LehrBiGMV2013rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs.
35 http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&doc.id=jlr-SchulGMV2010rahmen&doc.part=X&doc.origin=bs.
36  In der Kooperativen Gesamtschule sind nach der schulartunabhängigen Orientierungsstufe im Sekundarbereich I der zur Berufsreife und der zur Mittleren 

Reife führende Bildungsgang der Regionalen Schule mit den Jahrgangsstufen 7 bis 10 sowie der gymnasiale Bildungsgang mit den Jahrgangsstufen 7 bis 9 
oder 10 pädagogisch und organisatorisch verbunden. Diese Bildungsgänge werden aufeinander bezogen geführt (§17 Absatz 2 SchulG M-V).

37  In der Integrierten Gesamtschule werden nach der schulartunabhängigen Orientierungsstufe im Sekundarbereich I die Bildungsgänge der Regionalen Schule, 
die zur Berufsreife und zur Mittleren Reife führen, sowie der gymnasiale Bildungsgang, der zur Allgemeinen Hochschulreife führt, vereinigt. Der Bildungsweg 
der Schüler*innen wird individuell gestaltet. Durch eine Unterrichtsorganisation nach Leistungsansprüchen, insbesondere in differenzierten Kursen oder 
klasseninternen Lerngruppen, wird den Schüler*innen eine Schwerpunktbildung entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit und ihren Neigungen ermöglicht (§18 
Absatz 2 SchulG M-V). 
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1.9 Niedersachsen
1.9 Niedersachsen

Auf einen Blick
• Die Lehramtsstudiengänge und die Vorbereitungszeit wurden in Niedersachsen angeglichen; die Anforderun-

gen für Studierende des Lehramts an Gymnasien, Haupt- und Realschulen, Förderschulen und Berufsbildenden 
Schulen sind gleich.

• Während Gymnasial- und Berufsschullehrer*innen im Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 13Z zugeordnet 
werden und Förderschullehrer*innen der A 13, sind Lehrer*innen an Grund-, Haupt- und Realschulen der Besol-
dungsgruppe A 12 zugeordnet.

• Im Januar 2018 kündigte Kultusminister Grant Hendrik Tonne (SPD) einen Stufenplan zur Anhebung der Besol-
dung von Grund-, Haupt- und Realschullehrern nach A 13 an, für das Haushaltsjahr 2019 wurden jedoch keine 
Mittel für die Anhebung eingestellt.

• Am 1. Juli 2019 gab die Landesregierung nach der Haushaltsklausur bekannt, dass niedersächsische Grund-, 
Haupt- und Realschullehrkräfte eine monatliche Stellenzulage von 97,27 Euro ab dem 1. August 2020 erhalten 
werden. Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2020 wurde die Zulage in das Besoldungsgesetz aufgenommen. Das 
Kultusministerium hat im Einvernehmen mit den Finanzministerium erklärt, dass tarifbeschäftigte Lehrkräfte in 
E 11 (sog. Erfüller) die Zulage ebenfalls erhalten werden. 

• Die monatliche Zulage ist am 1. August 2020 den verbeamteten Lehrkräften mit dem Lehramt GHRS an 
Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen Oberschulen und Gesamtschulen erstmalig ausgezahlt worden. Die 
tarifbeschäftigten Lehrkräfte, die als „Erfüller“ in der Entgeltgruppe E 11 eingruppiert sind, erhalten die Zulage 
ebenfalls. Die Zulage ist ruhegehaltsfähig und wird nicht auf andere Zulagen angerechnet.

• Die Landesregierung hat Gespräche und Verhandlungen zu weiteren Schritten zu A 13 angeboten.

• Die GEW hat diese Zulage als einen ersten Schritt zur Anhebung auf A 13 begrüßt und das Gesprächsangebot 
der Landesregierung angenommen.

• Ziel der GEW bleibt ein konkreter und verbindlicher Stufenplan zur Anhebung der Lehrämter an Grund-, Haupt-
und Realschulen auf A 13.

• Im Zuge der Corona-Krise hat die mitregierende CDU-Fraktion verlauten lassen, dass alle Vorhaben und damit 
auch die Angleichung auf A 13/E 13 auf den Prüfstand gestellt werden müssen. Die SPD-Fraktion spricht sich 
wie bisher für die Anhebung der Besoldung von GHRS-Lehrkräften aus. Wegen der gegenwärtigen Haushaltslage 
und der massiven Ablehnung durch das CDU-geführte Finanzministerium ist zu befürchten, dass die Chancen 
auf eine Angleichung bis zur Landtagswahl 2022 erheblich gesunken sind.

• Die GEW fordert von der Landesregierung weiterhin einen verbindlichen und über den Haushalt und das Besol-
dungsgesetz abgesicherten Weg zu A 13/ E 13.

Status Quo

Seit dem Wintersemester 2007/08 werden in Nieder-
sachsen an allen lehrerausbildenden Hochschulen 
Studien an fänger*innen ausschließlich durch polyvalente 
Bachelorstudiengänge und lehramtsbezogene schulform-

spezifische Masterstudiengänge mit dem Abschluss 
Master of Education (M.Ed.) für den Vorbereitungsdienst 
qualifiziert. Die Verordnung über Masterabschlüsse für 
Lehr ämter in Niedersachsen (Nds. MasterVO-Lehr)40 in 
der Fassung vom 2. Dezember 2015 und die Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung von Lehrkräften im 

40 http://www.nds-voris.de/jportal/?quelle=jlink&query=MALehrV+ND&psml=bsvorisprod.psml&max=true&aiz=true.
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1.10 Nordrhein-Westfalen
1.10 Nordrhein-Westfalen

Auf einen Blick
• Mit Erlass des Lehrerausbildungsgesetzes im Jahr 2009 sind in NRW die Ausbildungsanforderungen mit Blick auf 

Ausbildungsstätte, Studienabschlüsse, Vorbereitungsdienst und Ausbildungsabschluss vereinheitlicht worden.

• Die besoldungsrechtliche Zuordnung der Lehrkräfte für das Lehramt an Grund-, Haupt- und Real- sowie Gesamt-
schulen (Sekundarstufe I) erfolgt nach Besoldungsgruppe A 12, Lehrkräfte mit dem Lehramt Gymnasium und 
Gesamtschule Sekundarstufe II oder dem Lehramt Berufskolleg (allgemeinbildende und berufliche Fächer) 
werden in die Besoldungsgruppe A 13 mit Zulage eingestuft. Die Besoldung für Lehrkräfte der Sonderpädagogik 
erfolgt nach Besoldungsgruppe A 13.

• Am 4. Oktober 2017 kündigte NRW-Schulministerin Yvonne Gebauer (FDP) an, besoldungsrechtliche Konse-
quenzen aus der Reform der Lehrkräfteausbildung von 2009 zu ziehen. Konkret bedeutet dies, dass künftig alle 
Lehrkräfte in NRW, die einen Masterabschluss haben, nach A 13 bzw. E 13 bezahlt werden sollen; unabhängig 
davon, an welcher Schulform sie unterrichten. Der Ankündigung folgte keine Gesetzesvorlage.

• Am 23. Januar 2018 brachte die Oppositionspartei SPD den Gesetzentwurf „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 
Anpassung der Lehrerbesoldung an ihre Ausbildung (Lehrerbesoldungsgleichstellungsgesetz)“ in den Landtag 
ein. Nach Anhörung und Auswertung im Ausschuss für Schule und Bildung wurde der Antrag am 13. Juli 2018 
vom Landtag gegen die Stimmen von SPD und Grünen abgelehnt. Am 2. Oktober 2018 hat die SPD-Fraktion 
einen neuen Gesetzentwurf mit demselben Titel in den Landtag eingebracht, der im April 2019 ebenfalls abge-
lehnt wurde.

• Mit dem GEW-Rechtsschutz im Rücken haben Grundschullehrkräfte im Januar 2019 in einem Musterverfahren 
Klage erhoben, um wie ihre Kolleg*innen am Gymnasium nach A 13Z besoldet zu werden. Damit geht die seit 
Jahren andauernde Auseinandersetzung um die verfassungswidrige Besoldung von Lehrkräften in NRW in eine 
neue, entscheidende Runde.

• Am 11. August 2020 hat die Landesregierung den Masterplan Grundschule vorgestellt. Dieser sieht für Grund-
schulen Beförderungsstellen im Umfang von 5 Prozent der Stellen vor. Allerdings bleiben die Grundschulen 
damit weiter hinter allen anderen Schulformen zurück.

Status Quo

Seit 2009 werden die folgenden Lehrämter in Nordrhein-
Westfalen (NRW) ausgebildet: Das Lehramt an Grund-
schulen, Lehramt an Haupt-, Real-, Sekundar- und 
Gesamtschulen (Sekundarstufe I), Lehramt an Gymnasien 
und Gesamtschulen (Sekundarstufe II), Lehramt an 
Berufskollegs und das Lehramt für sonderpädagogische 
Förderung (§3 Absatz 1 Lehrerausbildungsgesetz – 
LABG)45. Das Lehramtsstudium schließt mit einem Bachelor 
of Education (3 Jahre = 6 Semester) und einem darauf 
aufbauenden Master of Education (2 Jahre = 4 Semester) 
mit insgesamt 300 ECTS-Punkten (§10 Absatz 1 LABG). Das 
darauffolgende Referendariat ist auf 18 Monate angelegt 
(§5 Absatz 1 LABG). 

Die besoldungsrechtliche Zuordnung der Lehrkräfte für 
das Lehramt an Grundschulen, Haupt-, Real- und 
Gesamtschulen (Sekundarstufe I) erfolgt im Eingangsamt 
in der Besoldungsgruppe A 12, wobei Lehrkräfte der 
Sekundarstufe II (allgemeinbildende und berufliche 
Fächer) in die Besoldungsgruppe A 13 mit Zulage 
eingestuft werden. Dies bedeutet konkret: Während 
Lehrer*innen an Gesamtschulen je nach Ausbildung 
(Sekundarstufe I oder Sekundarstufe II) in A 12 oder A 13 
eingruppiert werden, sind Lehrer*innen an Gymnasien 
durchgehend im Eingangsamt der Besoldungsgruppe 
A 13Z angesiedelt. Die Besoldung für Lehrkräfte mit dem 
Lehramt für Sonderpädagogik bzw. sonderpädagogische 
Förderung erfolgt nach Besoldungsgruppe A 13.

45 https://www.schulministerium.nrw.de/docs/Recht/LAusbildung/LABG/.
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1.11 Rheinland-Pfalz

1.12 Saarland

1.11 Rheinland-Pfalz
Auf einen Blick
• Während die Bachelorstudiengänge aller Lehrämter eine Regelstudienzeit von sechs Semestern und 180 Leis-

tungspunkten (ECTS) umfassen, sind die Anforderungen für die Masterstudiengänge unterschiedlich. Die jeweils 
zu erwerbenden Leistungspunkte der Masterstudiengänge betragen beim Studium für das Lehramt an Grund-
schulen 60 ECTS, das Lehramt an Realschulen plus und das Lehramt an Förderschulen 90 und für das Lehramt an 
Gymnasien und berufsbildenden Schulen 120.

• Alle Grundschullehrkräfte sowie Hauptschullehrkräfte nach der „alten“ Befähigung werden der Besoldungs-
gruppe A 12 zugeordnet.

• GEW-Landesvorsitzender Klaus-Peter Hammer kritisiert, dass sich Rheinland-Pfalz gegen eine Angleichung der 
Studiendauer der Lehrämter entschieden hat. Die GEW fordert, dass alle verbeamteten Lehrkräfte nach A 13 
und Angestellte nach E 13 bezahlt werden.

• Wer an einer Realschule plus arbeitet, muss eine Wechselprüfung absolvieren, um nach A 13 zu kommen. Nur 
wer einen Bachelor-/Masterstudiengang absolviert hat, wird A 13 zugeordnet.

• Die GEW Rheinland-Pfalz unterstützte im Juni 2019 die Unterschriftenaktion der Studierenden des Grundschul-
lehramts am Standort Koblenz der Universität Koblenz-Landau mit der zentralen Forderung, die Ausbildung der 
Grundschullehrkräfte durch eine bessere finanzielle Ausstattung der Hochschule zu verbessern.

• Die GEW Rheinland-Pfalz beteiligt sich regelmäßig an der Aktion JA 13 im Aktionszeitraum im November. 2019 
lautete das Motto: JA 13 für Alle! Wir schaffen Bildungsgerechtigkeit. Höchste Zeit für Lohngerechtigkeit.

• Bildungsministerin Dr. Hubig spricht sich 2020 gegen die Anhebung des Einstiegsgehalts für Grundschullehr-
kräfte von A 12 auf A 13 aus. Sie begründet dies mit der Anhebung des Bruttogehalts in den vergangenen 3 Jah-
ren. Außerdem begründet sie die schlechtere Bezahlung mit der kürzeren Ausbildungszeit – 6 Semester statt 7 
bzw. 8 – und den vergleichsweise kleineren Klassen im Grundschulbereich.

Status Quo

Die landesgesetzlichen Vorgaben für Lehramtsprüfungen 
in Rheinland-Pfalz werden durch das Landesgesetz zur 
Stärkung der inklusiven Kompetenz und der Fort- und 
Weiterbildung von Lehrkräften (IKFWBLehrG)50 vom  
27. November 2015, der Landesverordnung über die 
Anerkennung von Hochschulprüfungen lehramtsbezogener 
Bachelor- und Masterstudiengänge als Erste Staats prüfung 
für Lehrämter von 2007 (BaMaV RP)51 (zuletzt geändert am 
8. Juni 2018) und der Landesverordnung über die 
Ausbildung und Zweite Staatsprüfung für das Lehramt an 
Grundschulen, an Realschulen plus, an Gymnasien, an 
berufsbildenden Schulen und an Förderschulen vom  
3. Januar 2012 (SchulLehr2StPrV RP)52 bestimmt.

Nach §5 Absatz 1, 2, 3 BaMaV RP gliedert sich das 
lehramtsbezogene Studium in einen Bachelor- und einen 
Masterstudiengang. Der Bachelorstudiengang enthält den 
in allen Lehrämtern erforderlichen gemeinsamen 
Grundbestand an bildungswissenschaftlichen, fachwissen-
schaftlichen und fachdidaktischen Studien, auf dem die für 
die einzelnen Lehrämter spezifischen Studieninhalte 
aufbauen. Die Prüfungsordnung für den Bachelorstudien-
gang sieht die Wahl eines lehramtsspezifischen Schwer-
punktes für das 5. und 6. Semester vor. Der Bachelorstudi-
engang aller Lehrämter hat eine Regelstudienzeit von 
sechs Semestern und umfasst 180 Leistungspunkte nach 
dem European Credit Transfer System (ECTS). Die jeweils 
an der Universität zu erwerbenden Leistungspunkte der 
Masterstudiengänge betragen beim Studium für

50  http://landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/qtr/page/bsrlpprod.psml?doc.hl=1&doc.id=jlr-InklKLehrWeitBiGRPpIVZ&documentnumber=6&numberofresults=1
9&doctyp=Norm&showdoccase=1&doc.part=S&paramfromHL=true.

51  http://landesrecht.rlp.de/jportal/?quelle=jlink&query=BaMaV+RP&psml=bsrlpprod.psml.
52 http://www.landesrecht.rlp.de/jportal/?quelle=jlink&psml=bsrlpprod.psml&feed=bsrlp-lr&docid=jlr-SchulLehr2StPrVRPrahmen.
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1.12 Saarland
Auf einen Blick
• Die Regelstudienzeit für die Primarstufe umfasst acht Semester (240 Credit Points), wie für das Lehramt für die 

Sekundarstufe I.

• Die Regelstudienzeit für das Lehramt für die Sekundarstufe I + II und für das Lehramt an beruflichen Schulen 
umfasst zehn Semester (300 Credit Points). Der Vorbereitungsdienst ist für alle Lehrämter auf 18 Monate  
ausgelegt.

• Grundschul- und Hauptschullehrer*innen werden im Saarland nach A 12 besoldet bzw. E 11 bezahlt. 

• Lehrkräfte des gehobenen Dienstes in einem Amt der Besoldungsgruppe A 12 erhalten seit 2008 für die Dauer 
der überwiegenden Verwendung an Gemeinschaftsschulen, Förderschulen, Gymnasien, beruflichen Schulen nach 
fünfjähriger Bewährungszeit eine ruhegehaltfähige Zulage von 200 Euro. Die Zulage wird auch an angestellte 
Lehrkräfte gezahlt. Jeweils zum 1. Januar 2020 und 2021 wird die Zulage um 50 Euro auf dann 300 Euro erhöht.

• Die GEW Saarland führte im Herbst 2016 eine Online-Petition „A 13 für Alle!“ durch und im mai 2018 gab es 
unter dem Titel „Rettungsschirm für Grundschulen“ eine weitere, um auf die Situation in saarländischen  
Grund schulen aufmerksam zu machen.

• Grundschullehrkräfte im Saarland sind im Bundesvergleich diejenigen mit dem geringsten Jahreseinkommen. 

Status Quo

Das Saarländische Lehrerinnen- und Lehrerbildungsgesetz 
(SLBiG)57 von 1999 (zuletzt geändert am 18. Mai 2016) 
regelt die Lehrer*innenbildung für das Lehramt für die 
Primarstufe, Lehramt für die Primarstufe und für die 
Sekundarstufe I (Klassenstufen 5 bis 9), Lehramt für die 
Sekundarstufe I (Klassenstufen 5 bis 10), Lehramt für die 
Sekundarstufe I und für die Sekundarstufe II (Gymnasien 
und Gemeinschaftsschulen), Lehramt an beruflichen 
Schulen und das Lehramt für Sonderpädagogik (§2 SLBiG). 
Die Regelstudienzeit für das Lehramt für die Primarstufe, 
die Primarstufe und für die Sekundarstufe I sowie für das 
Lehramt für die Sekundarstufe I beträgt acht Semester 
(§8a f. SLBiG). Die Regelstudienzeit für die anderen 
Lehrämter beträgt zehn Semester (§11 f. SLBiG). Der 
Vorbereitungsdienst ist in Saarland grundsätzlich auf 
18 Monate ausgelegt (Zentrum für Lehrerbildung  
Saarland). 

Das öffentliche Schulwesen in Saarland gliedert sich in 
allgemein bildende (Grundschule, Gemeinschaftsschule, 

Gymnasium) und berufliche Regelschulformen (Berufs-
schulen, Berufsfachschulen, Fachschulen und Fachober-
schulen)58. In pädagogischer Hinsicht sind die Schulformen 
in die Primarstufe, die Sekundarstufe I und die Sekundar-
stufe II gegliedert (§3 Absatz 2 Schulordnungsgesetz – 
SchoG)59.

Besoldungsrechtliche Zuordnungen

Grundschul- und Hauptschullehrer*innen werden in 
Saarland nach A 12 besoldet bzw. E 11 bezahlt. Seit 2008 
erhalten alle Grund- und Hauptschullehrer*innen (A 12) 
an Gemeinschaftsschulen nach 5-jähriger Bewährungszeit 
eine ruhegehaltsfähige Zulage von 200 Euro. In Saarland 
gilt weiterhin (auch) die Bundesbesoldungsordnung (siehe 
fehlende Zuordnungen für die Besoldungsgruppe A 12 
unten). Nach Anlage 1 - Besoldungsordnungen A des 
Saarländischen Besoldungsgesetzes60 von 1958 (zuletzt 
geändert am 19. Juni 2019) werden die folgenden 
zusätz lichen Ämter zur Bundesbesoldungsordnung 
aufgeführt:

57 http://sl.juris.de/cgi-bin/landesrecht.py?d=http://sl.juris.de/sl/LehrBiG_SL_1999_rahmen.htm.
58  Die öffentlichen Schulen der Regelform sind inklusive Schulen. Sie ermöglichen grundsätzlich allen Schülerinnen und Schülern einen gleichberechtigten und 

ungehinderten Zugang (§4 Absatz 1 SchoG).
59 http://sl.juris.de/cgi-bin/landesrecht.py?d=http://sl.juris.de/sl/SchulOG_SL_rahmen.htm.
60  http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=154036865229631550&sessionID=1007281149766219536&chosenIndex=Dummy_nv_68&tem

plateID=document&source=context&source=context&highlighting=off&xid=186162,13.
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1.13 Sachsen

1.14 Sachsen-Anhalt

1.13 Sachsen
Auf einen Blick
• Im Jahr 2010 wurde die Lehramtsausbildung im Freistaat Sachsen von gestuften Bachelor-/Masterstudien-

gängen auf einstufige, schulartspezifische Studiengänge mit staatlicher Abschlussprüfung umgestellt. Gemäß 
der Lehramtsprüfungsordnung I vom 29. August 2012 wurden an den Universitäten modularisierte Studien-
gänge mit staatlicher Abschlussprüfung und unterschiedlicher Ausbildungslänge eingeführt.

• Soweit eine Ausbildung nach neuem Recht (August 2012) für das jeweilige Lehramt vorliegt, werden Lehrkräfte 
der Oberschule, Förderschule, Gymnasium und berufsbildender Schule seit der Tarifeinigung vom 17. Februar 
2017 in E 13 und Grundschullehrkräfte in E 11 eingruppiert.

• Das vom Sächsischem Kabinett am 9. märz 2018, vorgestellte Handlungsprogramm „Nachhaltige Sicherung der 
Bildungsqualität in Sachsen“ wurde von der GEW mit einem neunmonatigen Diskussionsprozess begleitet, und 
die Forderung nach einer einheitlichen Vergütung an allen Schulformen durchgesetzt.

• Das Handlungsprogramm sieht vor, dass ab 1. Januar 2019 bis vorerst 31. Dezember 2023 neu einzustellende 
Lehrkräfte mit vollständiger Ausbildung verbeamtet werden können. Im gleichen Zeitraum wird vollständig 
ausgebildeten Lehrkräften, die bereits im sächsischen Schuldienst tätig sind und die Voraussetzungen (u.a. die 
Altersgrenze) erfüllen, die Möglichkeit eröffnet, sich ebenfalls verbeamten zu lassen. Grundschullehrer*innen 
werden ab 1. Januar 2019 nach A 13 besoldet bzw. nach E 13 vergütet.

• Das Gesetz zur Umsetzung des Handlungsprogramms zur nachhaltigen Sicherung der Bildungsqualität im Frei-
staat Sachsen ist zum Januar 2019 in Kraft getreten. Damit ist das GEW-Ziel E 13 für Grundschullehrer*innen 
erreicht.

Status Quo

Anders als in vielen anderen Bundesländern ist die 
Ausbildung von Lehrer*innen in Sachsen nicht durch ein 
eigenes Lehramtsbildungsgesetz geregelt. Als Begründung 
für die Notwendigkeit eines Gesetzes zur Reform der 
Lehramtsausbildung im Freistaat Sachsen betonen 
Bündnis 90/Die Grünen am 10. mai 2017: „Es gibt auch 
keine entsprechenden Regelungen in anderen Gesetzen. 
Damit hat die Staatsregierung in einem Politikfeld 
vollkommen freie Hand, das nicht nur für Schüler*innen, 
Eltern, angehende Lehrer*innen und die Schulen von 
großer Bedeutung ist. Auch die Hochschulen, die das 
Lehramtsstudium durchführen, sind direkt von den 
Entscheidungen der Staatsregierung beim Lehramt betrof-
fen“. Einen entsprechenden Gesetzentwurf der Grünen61, 
der eine Reihe von Vorschlägen der GEW Sachsen 
aufgreift, wurde am 13. Dezember 2017 vom Sächsischen 
Landtag abgelehnt.

Auf Grundlage des Kabinettsbeschlusses der Sächsischen 
Staatsregierung vom 19. Oktober 2010 wurde die 

Lehramtsausbildung im Freistaat Sachsen von gestuften 
Bachelor-/Masterstudiengängen (eingeführt im Zuge der 
Bologna-Reformen im Jahr 2006) auf einstufige, schul-
artspezifische Studiengänge mit staatlicher Abschluss-
prüfung umgestellt. Ab Wintersemester 2012/13 führte 
die TU Dresden modularisierte Studiengänge mit 
staat licher Abschlussprüfung für die einzelnen Lehrämter 
ein. Die Studiengänge bewahren wesentliche Elemente 
der Bologna-Reform und stellen eine Weiterentwicklung 
der gestuften Studiengänge dar. Nach Lehramtsprüfungs-
ordnung I vom 29. August 2012 kann in folgenden 
Lehr ämtern eine Erste Staatsprüfung abgelegt werden: 
Lehramt an Grundschulen (8 Semester), Lehramt an 
mittelschulen (9 Semester), höheres Lehramt an 
Gymnasien (10 Semester), höheres Lehramt an berufs-
bildenden Schulen (10 Semester) und das Lehramt 
Sonderpäda gogik (10 Semester) (§5 LAPO I). Nach §12 
Lehramtsprüfungsordnung II vom 12. Januar 2016 ist das 
darauffolgende Referendariat ist für alle Lehrämter auf 
18 Monate angelegt.

61 https://www.gruene-fraktion-sachsen.de/fileadmin/user_upload/Hintergrundpapiere/HP-Zusammenfassung_Lehrerbildungsgesetz_2017-05.pdf.
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1.14 Sachsen-Anhalt
Auf einen Blick
• Die Regelstudien- und Prüfungszeit für das Lehramt an Grundschulen und Sekundarschulen in Sachsen-Anhalt 

beträgt acht Semester und für das Lehramt an Gymnasien und Förderschulen neun Semester.

• In Sachsen-Anhalt können alle neu einzustellenden Lehrer*innen den Beamtenstatus erlangen, wenn sie die 
Voraussetzungen erfüllen.

• Die GEW Sachsen-Anhalt fordert die Landesregierung auf, alle Grundschullehrkräfte in Sachsen-Anhalt mit E 
13/A 13 zu bezahlen.

• Am 23. April 2018 wurde die Besoldung für Schulleitungen kleiner Grundschulen, für Lehrkräfte mit DDR-
Abschlüssen und Einfachlehrer*innen angehoben.

• Sachsen-Anhalt ist inzwischen das einzig ehemals ostdeutsche Bundesland, welches E13/A13 nicht bezahlt oder 
noch nicht angekündigt hat. Derzeit läuft ein Doppelhaushalt in Sachsen-Anhalt für die Jahre 2020 und 2021. Da 
gibt es zurzeit kaum eine Chance, etwas zu ändern. 

• Im Juni 2021 wird der Landtag neu gewählt. Zumindest die SPD und die LINKE habe die Bezahlung der Grund-
schullehrkräfte mit A13/E13 im Wahlprogrammentwurf. Die Grünen, die die GEW immer unterstützt haben, 
haben sich noch nicht geäußert. 

• Die GEW Sachsen-Anhalt hat einen „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes“ zur 
gleichen Besoldung der Grundschullehrkräfte erarbeitet, den die Fraktion Die Linke am 21. August 2019 in den 
Landtag von Sachsen-Anhalt eingebracht hat. Der Gesetzentwurf ist Ende 2019 mit der Mehrheit der Kenia-
Koalition im Rahmen der Beratung des Landtages abgelehnt worden.

Status Quo

Die Verordnung über die Ersten Staatsprüfungen für 
Lehrämter an allgemein bildenden Schulen im Land 
Sachsen-Anhalt (1. LPVO – Allg. bild. Sch.)68 von 2008 
(zuletzt geändert am 21. September 2018) bestimmt die 
Regelstudien- und Prüfungszeit für Lehrämter. Diese 
beträgt für das Lehramt an Grundschulen acht Semester 
(240 LP), Lehramt an Sekundarschulen acht Semester 
(240 LP), Lehramt an Gymnasien neun Semester (270 LP) 
und für das Lehramt an Förderschulen neun Semester 
(270 LP) (§4 Absatz 1 LPVO – Allg. bild. Schl.). In den 
Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer die 
Erste Staats prüfung oder einen Abschluss „Master of 
Education“ für das jeweilige Lehramt in Sachsen-Anhalt 
oder eine als gleichwertig anerkannte Prüfung mit einer 
zulässigen Fächerverbindung bestanden hat69.

Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst für Lehrämter 
erfolgt in der Regel zweimal jährlich. Der Vorbereitungs-
dienst dauert grundsätzlich 16 Monate und ist in die drei 
Ausbildungsphasen (flexible Einführungsphase, Qualifizie-
rungsphase und Prüfungsphase) gegliedert (§4 Absatz 1 
Verordnung über den Vorbereitungsdient und die 
Laufbahnprüfung für ein Lehramt im Land Sachsen-Anhalt 
– LVO - Lehramt)70. Die flexible Einführungsphase dauert in 
der Regel vier Monate und dient der Einführung der 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst in die seminaristische 
und schulpraktische Tätigkeit. In der sich anschließenden 
Qualifizierungsphase, die in der Regel acht Monate umfasst, 
erfolgt die weitere Profilierung und Qualifizierung im 
jeweiligen Lehramt. In der abschließenden Prüfungsphase 
wird die Laufbahnprüfung abgelegt (§4 Absatz 2 LVO – Lehr-
amt).

68 http://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/jportal/?quelle=jlink&query=Lehr1StPrV+ST&psml=bssahprod.psml&max=true.
69  Das Studium an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg wird entsprechend der im Jahr 2009 mit dem Kultusministerium vereinbarten gestuften 

Struktur fortgeführt. Nur in Magdeburg werden die Abschlüsse B. Sc. im Bachelorstudiengang Berufsbildung sowie M. Ed. in den Masterstudiengängen für 
das Lehramt an berufsbildenden Schulen und - für die Fächer Wirtschaft und Technik mit den jeweils kombinierbaren Unterrichtsfächern - für die Lehrämter 
an Sekundarschulen und Gymnasien vergeben.

70 http://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/jportal/?quelle=jlink&query=LehrLbVDV+ST&psml=bssahprod.psml&max=true.
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1.15 Schleswig-Holstein

1.16 Thüringen

1.15 Schleswig-Holstein
Auf einen Blick
• Mit Erlass des Lehrkräftebildungsgesetzes im Jahr 2014 sind auch in Schleswig-Holstein die Ausbildungsanfor-

derungen mit Blick auf Ausbildungsstätte, Studienabschlüsse, Vorbereitungsdienst und Ausbildungsabschluss 
vereinheitlicht worden. Für alle Lehrämter wird gleichermaßen ein fünfjähriges Bachelor-/Masterstudium und 
eineinhalbjähriger Vorbereitungsdienst verlangt.

• Nach umfangreichen und starken Aktivitäten der GEW wurde im Januar 2016 im Lehrkräftebesoldungsgesetz 
die Besoldung der Lehrkräfte mit Sekundarstufenlehramt mit A 13 bzw. A 13Z beschlossen. Für die Bestands-
lehrkräfte wurde ein Stufenplan in der Laufbahnverordnung festgelegt. Seitdem können Grund- und Haupt-
schullehrkräfte in das Sekundarstufenlehramt und damit von A 12 nach A 13 wechseln, wenn sie fünf Jahre in 
Klassen mit mehreren Bildungsgängen (z.B. in der Gemeinschaftsschule) arbeiten. Die Grundschullehrkräfte 
werden weiter nach A 12 besoldet.

• Mit dem „Gesetz zur Steigerung der Attraktivität des Lehramts an Grundschulen“ wurde am 24. Juni 2019 ein 
Stufenplan über fünf Jahre beschlossen nach dem alle Grundschullehrkräfte ab 2025 nach A13 besoldet werden. 
Der Einstieg ist geschafft: zum 1. August 2020 wurde die erste Stufe erklommen und alle Grundschullehrkräfte 
bekommen 80 Euro monatlich mehr. Leitungsstellen an Grundschulen werden durch dieses Gesetz seit dem 
1. August 2020 vergleichbar besoldet wie Leitungen an Gemeinschaftsschulen und Förderzentren. 

• Aber es gibt für die GEW noch mehr zu tun: Weiterhin gibt es mit A13 und A13Z Besoldungsunterschiede für 
Lehrkräfte. Trotz einer vergleichbaren Ausbildung aller Lehrämter erfolgt die Zuordnung im Beamtenrecht in 
zwei verschiedene Einstiegsämter. Lehrkräfte an Grundschulen, Gemeinschaftsschulen und Förderzentren 
werden dem 1. Einstiegsamt der 2. Laufbahngruppe zugeordnet, Lehrkräfte an Gymnasien und Berufsbildenden 
Schulen dem 2. Einstiegsamt der 2. Laufbahngruppe. 

Status Quo

Seit August 2014 wurden die folgenden Lehrämter in 
Schleswig-Holstein ausgebildet: Das Lehramt an Grund-
schulen, Lehramt an Gymnasien und Gemeinschafts-
schulen (Sekundarschullehramt), Lehramt für Sonder-
pädagogik und das Lehramt an berufsbildenden Schulen 
(§3 Absatz 1 Lehrkräftebildungsgesetz - LehrBG)76. Das 
Lehramtsstudium schließt jeweils mit einem Bachelor of 
Education (3 Jahre = 6 Semester) und einem darauf 
aufbauenden Master of Education (2 Jahre = 4 Semester) 
mit insgesamt 300 ECTS-Punkten (§11 Absatz 1 LehrBG). 
Das darauffolgende Referendariat ist für alle auf 18 Mona-
te angelegt (§22 LehrBG).

Das neue Lehrkräftebildungsgesetz und die 
entsprechende Anpassung der Besoldung 
für Lehrkräfte an weiterführenden Schulen
Am 10. Juli 2018 verabschiedete das Kabinett einen 
Entwurf für ein neues Lehrkräftebildungsgesetz, es ist 
zum 1. Februar 2019 in Kraft getreten. Damit wurde die 
Ausbildung der Lehrkräfte für das Sekundarstufenlehramt, 

die sowohl für die Tätigkeit an Gymnasien wie an Gemein-
schaftsschulen ausgebildet wurden, wieder getrennt. 
Neben dem Lehramt an Gymnasien wird ein Lehramt an 
Gemeinschaftsschulen angeboten. Im Gegenzug entfällt 
das Lehramt für Sekundarschullehrkräfte. Diese Änderun-
gen in der Lehrkräftebildung lehnt die GEW Schleswig-
Holstein ab.

In § 3 des Lehrkräftebildungsgesetzes in der Fassung vom 
3. Dezember 2018 werden seit dem 1. Februar 2019 die 
Lehramtsbefähigungen wie folgt aufgeführt: 

§ 3 Lehrämter und Lehramtsbefähigungen

(1)  Es gibt folgende Lehrämter: 
1. das Lehramt an Grundschulen, 
2. das Lehramt an Gemeinschaftsschulen, 
3. das Lehramt an Gymnasien, 
4. das Lehramt für Sonderpädagogik, 
5. das Lehramt an berufsbildenden Schulen, 
6.  das Lehramt für Fachpraxis an berufsbildenden 

Schulen.

76 http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=LehrBiG+SH&psml=bsshoprod.psml&max=true.
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1.16 Thüringen
Auf einen Blick
• Das Lehramtsstudium wird in Thüringen modularisiert angeboten und mit Leistungspunkten versehen. Es 

schließt mit einer ersten Staatsprüfung oder einem Masterabschluss ab. Der Vorbereitungsdienst für das Lehr-
amt an Grundschulen dauert in Thüringen 12 Monate und für alle anderen Lehrämter 18 Monate.

• Zum 1. Januar 2017 wurde die Besoldung/Vergütung der Lehrkräfte für untere Klassen schrittweise von der 
Besoldungsgruppe A 11/Entgeltgruppe E 10 an die Besoldungsgruppe A 12/Entgeltgruppe E 11 durch Zahlung 
eines Überleitungsausgleichs vollzogen. Lehrkräfte an Thüringer Regelschulen sowie Ein-Fach-Lehrer mit einer 
Ausbildung nach DDR-Recht sind seit dem 1. Januar 2020 in die Besoldungsgruppe A13/Entgeltgruppe E13 
eingruppiert.

• Auf Initiative der GEW Thüringen haben die Parteien Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen angekündigt, 
nach der Landtagswahl am 27. Oktober 2019 die Besoldung der Grundschullehrer*innen auf A 13 anzuheben. 
Die CDU-Fraktion im Thüringer Landtag hat im Sommer 2020 (DS 7/700) einen Antrag eingereicht, der die 
Höhergruppierung der Grundschullehrkräfte in A13/E13 vorsieht.  In der Zwischenzeit hat das Thüringer Kabi-
nett am 25. August 2020 den Haushaltsentwurf gebilligt, jedoch ohne die Höhergruppierung vorzusehen. Die 
GEW Thüringen hat daraufhin alle Abgeordneten des Thüringer Landtags angeschrieben und an ihre Wahlver-
sprechen bzw. ihre diesbezüglichen Anträge erinnert.

Status Quo

In Thüringen gliedert sich die Lehrer*innenbildung in drei 
Phasen: Die erste Phase der Lehrer*innenbildung umfasst 
ein wissenschaftliches oder wissenschaftlich-künstleri-
sches Studium. Sie endet mit der Ersten Staatsprüfung für 
ein schulartbezogenes Lehramt oder mit einem lehramts-
bezogenen, konsekutiven Bachelor-/Masterabschluss 
oder mit einem lehramtsbezogenen, vierjährigen 
Bachelor abschluss. Die zweite Phase beinhaltet die 
pädagogisch-praktische Ausbildung in einem schulartbe-
zogenen Vorbereitungsdienst. Sie wird mit einer 
Zweiten Staatsprüfung für ein schulartbezogenes Lehramt 
(Lehramts befähigung) abgeschlossen. Die dritte Phase 
der Lehrer bildung umfasst die Lehrerfortbildung und die 
Lehrer weiterbildung; sie baut auf den ersten beiden 
Phasen auf (§3 Absatz 1 ThürLbG).

Das Lehramtsstudium wird durch das Thüringer Lehrer-
bildungsgesetz (ThürLbG)79 vom 12. märz 2008 (zuletzt 
geändert am 2. Juli 2019) bestimmt. Es sieht das Lehramt 
an Grundschulen, Lehramt an Regelschulen, Lehramt an 
Gymnasien, Lehramt an berufsbildenden Schulen und 
das Lehramt für Förderpädagogik vor (§3 Absatz 2 
ThürLbG). Der Vorbereitungsdienst für das Lehramt an 

Regelschulen, an Gymnasien, an berufsbildenden Schulen 
und für Förderpädagogik dauert grundsätzlich 18 Monate, 
der Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Grundschulen 
grundsätzlich 12 Monate (§25 Absatz 2 ThürLbG).

§4 des Thüringer Schulgesetzes (ThürSchulG)80 bestimmt 
die Schularten und Einordnung der Jahrgangsstufen im 
Freistaat Thüringen. Diese gliedern sich wie folgt:

a. Die Grundschule,  
die Grundschule umfasst die Klassenstufen 1 bis 4; 
sie wird von allen Schülern gemeinsam besucht.

b. Die Regelschule,  
die Regelschule mit den Klassenstufen 5 bis 10 
vermittelt eine allgemeine und berufsvorbereitende 
Bildung und schafft die Voraussetzung für eine 
qualifizierte berufliche Tätigkeit oder den Übergang 
in weiterführende Bildungsgänge. Die Schüler erwer-
ben mit dem erfolgreichen Besuch der Klassenstufe 9 
den Hauptschulabschluss. Der Qualifizierende Haupt-
schulabschluss wird nach erfolgreichem Besuch der 
Klassenstufe 9 oder eines zehnten Schuljahrs und 
bestandener Prüfung erworben. Der Realschulab-
schluss wird nach erfolgreichem Besuch der Klassen-
stufe 10 und bestandener Prüfung erworben. Die 

79 http://landesrecht.thueringen.de/jportal/?quelle=jlink&query=LehrBiG+TH&psml=bsthueprod.psml&max=true.
80 http://landesrecht.thueringen.de/jportal/?quelle=jlink&query=SchulG+TH&psml=bsthueprod.psml&max=true&aiz=true.
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2.1 Wer bekommt A 13?

Ampelkarten für Grundschule und  
Sekundarstufe I

Es ist Zeit für den Durchbruch zu A 13 für alle. In manchen 
Bundesländern konnte die GEW bereits Erfolge verbuchen, 

andere Länder müssen sich noch auf den Weg machen. 
Einen Überblick über den Stand von A 13 für Lehrkräfte an 
den Grundschulen und in der Sekundarstufe I bilden die 
folgenden Landkarten. Die interaktiven Karten finden sich 
unter  https://www.gew.de/ja13/a13-stand-der-dinge/

2. Bundesweite Übersichten
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Abb. 1: Besoldung für Grundschulen

l A 13 umgesetzt     l Es bewegt sich     l Es gilt nach wie vor A 12 

In Brandenburg wurde  
A 13 umgesetzt.

In mecklenburg-Vorpommern 
ist A 13 umgesetzt.

In Hamburg läuft der 
Gesetzgebungsprozess 
zur Umsetzung von 
A 13Z.

In Berlin wurde  
A 13 umgesetzt.

In Bremen wurde  
A 13 umgesetzt.

In Sachsen-Anhalt gilt 
nach wie vor A 12.

In Niedersachsen gilt  
A 12 plus Zulage.

In Nordrhein-Westfalen  
gilt nach wie vor A 12.

In Rheinland-Pfalz gilt 
nach wie vor A 12.

Im Saarland gilt  
nach wie vor A 12.

In Baden-Württemberg  
gilt nach wie vor A 12.

In Sachsen wurde 
A 13 umgesetzt.

In Thüringen ist A 13 
beschlossen, bis 
heute nicht umsetzt.

In Hessen gilt nach  
wie vor A 12.

In Bayern gilt nach  
wie vor A 12.

In Schleswig-Holstein 
wurde A 13 umgesetzt.



14

Auf dem Weg zu A 13: Eine Bestandsaufnahme in den Bundesländern

Bundesweite Übersichten1486

Auf dem Weg zu A 13: Eine Bestandsaufnahme in den Bundesländern

BUNDESWEITE ÜBERSICHTEN86

Abb. 2: Besoldung an Schulen der Sekundarstufe I

In Brandenburg werden 
Lehrkräfte für die Sekundar-
stufe I und II an Oberschulen 
nach A 13 besoldet.

In Schleswig-Holstein 
werden Lehrkräfte an 
Gemeinschaftsschulen 
nach A 13 besoldet. In mecklenburg-Vorpommern 

werden Lehrkräfte an 
Regionalen Schulen nach A 13 
besoldet.In Hamburg läuft der 

Gesetzgebungsprozess  
zur Umsetzung von A 13.

In Berlin werden Lehr -
kräfte an integrierten 
Sekundarschulen nach  
A 13 besoldet.

In Bremen werden Lehr -  
kräfte an Oberschulen 
nach A 13 besoldet.

In Sachsen-Anhalt 
werden Lehrkräfte an 
Sekundarschulen nach  
A 13 besoldet.

In Niedersachen gilt 
A 12 plus Zulage.

In Nordrhein-Westfalen 
werden Lehrkräfte an 
Haupt- und Realschulen 
nach A 12 besoldet.

In Rheinland-Pfalz gilt A 13, 
ausgenommen sind Lehr - 
kräfte für das Lehramt an 
Grund- und Hauptschulen 
ohne Wechselprüfung.

Im Saarland werden 
Hauptschullehrkräfte 
nach A 12 besoldet.

In Baden-Württemberg gilt 
A 13, ausgenommen sind 
Lehrkräfte mit der „alten“ 
Befähigung für das Lehramt 
an Grund- und Hauptschulen 
ohne Wechselprüfung.

In Sachsen werden 
Lehrkräfte an  
mittelschulen nach  
A 13 besoldet.

In Thüringen werden 
Lehrkräfte an  
Regelschulen nach  
A 13 besoldet.

In Hessen werden 
Lehrkräfte an Haupt- 
und Realschulen nach 
A 13 besoldet.

In Bayern werden 
Lehrkräfte an mittel-
schulen nach A 12 und 
an Realschulen nach  
A 13 besoldet.

l A 13 umgesetzt     l Ein Teil schon in A 13     l Es gilt nach wie vor A 12 



2.2 �JA 13-Ländercheck: Was verdienen Lehrkräfte?

A 12 oder A 13 – das regeln die Bundesländer sehr 
unterschiedlich. Unser JA 13-Ländercheck zeigt, dass viele 
Lehrkräfte immer noch ungerecht bezahlt werden, 

obwohl die Ausbildung mittlerweile gleich lang ist und 
Lehrkräfte überall dringend gesucht werden.1 

1	� Aus „Lautstark“, Mitgliedermagazin der GEW NRW, Ausgabe Januar 2019, Seite 29.
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Lehrkräfte immer noch ungerecht bezahlt werden, 

obwohl die Ausbildung mittlerweile gleich lang ist und 
Lehrkräfte überall dringend gesucht werden.84 

84  Aus „Lautstark“, Mitgliedermagazin der GEW NRW, Ausgabe Januar 2019, Seite 29.

Was verdienen Lehrkräfte?

Baden-Württemberg Grundschulen: A 12,   
Werkreal-, Haupt- und Realschulen: A 12, ein Laufbahnwechsel nach A 13 
ist in begrenztem Umfang möglich

Bayern Grundschulen: A 12,  
Mittelschulen: A 12, Realschulen: A 13

Berlin Grundschulen: A 13 seit Schuljahr 2017/2018 
Sekundarschulen: A 13 seit Schuljahr 2017/2018

Brandenburg Grundschulen: A 13 seit 1. August 2017, 
Sekundarstufe I: A 13 seit 1. August 2017, 
alle Lehrkräfte: A 13 ab 1. August 2020 

Bremen Grundschulen: A 13 seit Schuljahr 2019/2020, 
Sekundarstufe I: A 13 seit Schuljahr 2019/2020

Hamburg Grundschulen: A 12,  
Sekundarstufe I: A 12/A 13, 
Der Gesetzgebungsprozess zur Umsetzung von A 13Z läuft

Hessen Grundschulen: A 12,  
Haupt- und Realschulen:  A 13

Mecklenburg-Vorpommern Grundschulen: A 13 ab Schuljahr 2020/2021,
regionale Schulen: A 13

Niedersachsen Grundschulen: A 12Z ab Schuljahr 2020/2021, 
Haupt- und Realschulen: A 12Z ab Schuljahr 2020/2021

Nordrhein-Westfalen Grundschulen: A 12,  
Haupt- und Realschulen: A 12

Rheinland-Pfalz Grundschulen: A 12,  
Realschulen plus: A 13

Saarland Grundschulen: A 12, 
Sekundarstufe I: A 13

Sachsen Grundschulen: A 13 seit 1. Januar 2019,  
Mittelschulen: A 13 seit 17. Februar 2017

Sachsen-Anhalt Grundschulen: A 12,  
Sekundarschulen: A 13

Schleswig-Holstein Grundschulen: A 13 ab 2025,  
Gemeinschaftsschulen: A 13 seit Januar 2016

Thüringen Grundschulen: A 12,  
Regelschulen: A 13 ab 1. Januar 2020
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